
PHARMA­
BRIEF 7/83
BUKO PHARMA-KAMPAGNE

DIE VER EIN T E N NA T ION E N

NEHMEN DEN KAMPF GEGEN GE FÄ· HRL ICH E EXPORTE AUF

Mit der Verabschiedung der Resolution 37/137 kurz vor Weihnachten 1982 versuchen die
~ereinten Nationen den unverantwortlic;:henBxport von gefährlichen, verbotenen oder stark
, jllwendungsbeschränkten Chemieprodukten zu bekämpfen. "Wir müssen diese Unterl,lehmen hin­

""ö.ern, V':fsuchskanin'chen aus uns· zu machen", sagte der Vertreter Venezuelas Bnrique Ter
Horst, einem Land" das diese Resolution angeregt hatte.

Die Umsetzung dieser Resolution könnte
zehntausende von Menschenleben retten, in­
dem sie die Menschen vor den Gefahren
schlechter und gefährlicher Chemieprodukte

. warnt. Wenn die Resolution umgesetzt wird,
zwingt sie den internationalen Konzernen
mehr Verantwortlichkeit für die Anwendung
ihrer Produkte auf.

.bas Abstimmungsergebnis war dann auch
unerwartet: 146 Länder stimmten für die
Resolution (darunter auch die Bundesrepu­
blik) und nur ein Land dagegen (USA).

Trotz des langen Titels "Schutz vor Produk­
ten, die schädlich für die Gesundheit und
die Umwelt sind" ist die Resolution 37/137
eine eindeutige Sache. Sie verlangt vor

r-i~llem:
"..r .

* daß Produkte, die im' Herstellungsland
wegen ihrer potentiellen Gefährlichkeit
verboten sind, nur noch auf ausdrück­
liches Verlangen des Importlandes expor­
tiert werden dürfen oder wenn der Ver­
kauf oder Gebrauch solcher Produkte im
Importland ausdrücklich gestattet ist;

* daß ,das Exportland für Produkte, die
im Herstellungsland starken' Beschränkun­
gen unterliegen oder nicht zugelassen
sind, vollständige Informationen verfüg­
bar macht;

* daß die Vereinten Nationen eine öffent­
lich verfügbare Liste von Produkten, de­
ren Verkauf oder Gebrauch verboten oder
stark beschränkt ist, erstellen. Diese Lis­
te soll die betroffenen Markennamen eben­
so enthalten wie die chemische Be­
zeichnung und die NameJ;l aller Herstel­
ler. Ebenso sollen. die Gründe für das
Verbot, die Anwendungsbeschränkung
oder . den Rückzug der Produkte angege­
ben werden. Die Liste soll regelmäßig
aktualisiert werden. .

Dieser letzte Punkt enthält die weitestgehen­
den Forderungen. Nie zuvor hat eine inter­
nationale Behörde verlangt, daß die Namen
der Hersteller und -die Gründe für das
Verbot oder die Beschränkung ihrer Pro­
dukte öffentlich gemacht werden müssen.

Bis heute gibt es kaum Regeln für Exporte
in die Dritte Welt. 1978 waren 30% der
Pestizide, die aus den USA exportiert .wur­
den, für den Gebrauch im Herstellungsland
nicht zugelassen. Gefährliche Medikamente,
die im HersteHungsland verboten sind oder
ausführliche Warnungen vor Nebenwirkun­
gen tragen müssen, werden in der ,Dritten
Welt heftig beworben und rezeptfrei ver­
kauft. Produkte, die ohne gesetzliche' Kon­
trolle in der Dritten Welt verkauft werden,
sind aus ihrem Herstellungsland oft mit
stillschweigender Zustimmung der heimi­
schen Regierung exportiert worden. Das·
Intrauterinpessar IIDalcon Shield" wurde in

,den USA - 1974 nach dem Tod' von 17 Frauen
verboten. Die Vorräte wurden ,von der staat­
lichen US-Entwicklungshilfe AIDbillig auf­
gekauft und in Paraguay, Tunesien· und
anderen Dritt-Welt Ländern im Rahmen von
Geburtenkontrollprogrammen verteilt.

(Fortsetzung S.2)

"STOP FÜR GEFÄHRLICHE PHARMAEXPORTE !"



DER FREIE MARKT SICHERT NICHT DAS
MENSCHENRECHT AUF GESUNDHEIT

(Der vollständige Text der UN-Resolution
sowie die Antwort der Bundesregierung auf

.die Anfrage der Grünen ist bei der Ge­
schäftsstelle auf Anfrage erhältlich.)

,
Es wird in Zukunft also darauf ankommen,
die Bundesregierung zu einer ernsthaften
Umsetzung der UN-Resolution 37/137 zu
drängen.

The UN~
(Consumer·· .

83) und'-

nach: Alison Greenwood (lOCU) ,
throws down the gauntlet
Interpol Press Kit, Sept.
eigenen Recherchen (J. S. }

Die Kritiker der Pharma Industrie sind in­
zwischen' zahlreicher geworden. Vor' allem
die Pharma-Kampagne des Bundes'kongresses
Entwicklungspölitischer Aktionsgruppen
(BUKO) zeigt immer wieder Mißstände auf
dem Pbarmamarkt der Dritten Welt auf, so
daß sich nun auch die Unternehmer, zu-,
letzt über die Medizinisch Pharmazeutiscl1e·
StlJ.diengesellschaft (MPS; Mitglieder sind
u.a. Bayer AG, Hoechst AG, Schering, AG)
genötigt sehen, den Kritiken entgegen­
zuwirken. Anfa~g November wurden Journa­
listen und Redakteure· der Kirchenpresse
zum Thema "Probleme der Arzneimittelversor­
gu'ng in der Dritten Welt" zu einer Informa­
tionsveranstaltung nach Wuppertal geladen.

(Fortsetzung 5.3)'

Die Antwort der Bundesregierung auf eine
Anfrage der Grünen macht, deutlich, daß.,
die' konservative Regierung auf .freiwillige
Verhaltensregeln der Industrie bauen will, ..
statt die UN-Resolution in nationale Gesetz­
gebung umzusetzen.' Auch die Information'
zur Er~tellung der UN-Liste gefährlicher
Produkte wird nur halbherzig abgegeben.
Zwar hat die. Bundesregierung "den Verein"":'
ten Nationen eine Liste der durch recht­
liche . Regelung verbotenen Stoffe übermit':"
telt", aber Informationen über stark be­
schränkte Stoffe wurden nicht weiterge­
geben,· angeblich weil keine "genauere" De­
finition des Begriffs vorläge. Diese Reak-'
tion der Bundesregierung muß verwundern,
haben die Vereinten Nationen doch die Kri­
terien zur Erstellung der Liste auf 37
Seiten erläutert,· zahlreiche Beispiele gege­
ben und einen' detaillierten Fragebogen vor-
gelegt. "

Ein weiteres Problem. im Pharmabereich
sind die sogenannten "zurückgezogenen Me­
dikamente". Die meisten gefährlichen Medi­
kamente, die in der BRD nicht mehr auf.~
dem Markt sind, wurden nicht vom Bundes- '-­
ges~ndheitsamtverboten, sondern vom Her­
steller rechtzeitig vorher freiwillig zurück-/
geszogen. "Solche Maßnahmen der Industrie
dienen natürlich in erster Linie der Image­
pflege bei uns, haben aber auch eine
nicht zu unterschatzende Bedeutung für den

'. Export: von solchen Medikamenten kann
man sagen, sie seien im Herstellungsland
nicht verboten.

Diese Container vereinfachen Exporte in die
Dritte Welt. Leider werden in' ihnen auch
Produkte exportiert, die im }lerstellungs­
land verboten sind. (Foto: Dexter Tiranti;
IOCU Consumer Interpol Press KU 198])

Diese internationale Verflechtung der Kon­
zerne ma-Ght die Resolution der Vereinten
Nationen (UN) so wichtig, denn sie setzt
Maßstäbe für eine international gültige Ge­
setzgebung zur Kontrolle gefährlicher Che­
mie- und Pharmaprodukte.

Die BRD ist durch diese Resolution als
größter Exporteur von MeeJ-ikamenten in die
Dritte Welt und bedeutender Pestizidher­
steller besonders gefordert. Gegenwärtig ex­
istiert nämlich praktisch keine Exportkon­
trolle für diese Produkte.

(Fo~tsetzung von 5.1)
Die finanziellen Interessen ~ die hinter die­
sem Handel mit giftigen Produkten stehen,
sind s.tark. Von 1970 bis 1978 nahm. der
Welthandel mit ChemiekaliEm von 22 Milliar­
den auf 96 Milliarden US$ zu. Die Chemie'
exporte aus Industrielähdern in die Dritte
Welt nahmen im selben Zeitraum um 480% \ 7

Die Kontrolle von multinationalen Konzernen
und nationalen Regierungen ist nicht ein­
fach. Konzerne könneh ausweichen: wenn
eine Fabrik streriger kontrolliert wird, wer­
den die Aktivitäten eben zu einer Toch­
terfirma einige Tausend Kilometer weit weg
verlagert. Wenn ein Land wie Brasilien,
im Herstellungsland verbotene Produkte

'nicht akzeptieren will, werden sie eben
über ein drittes Land, in dem sie nicht
verboten sind, geleitet. Auch wenn die Pro­
dukte so gewaschen werden, sind es in
Brasilien immer noch die gleichen.



(Fortsetzung von S.2)
Im einleitenden -Referat führte Rolf Korte,
Leiter der Abteilung Gesundheit, Ernährung
und Bevölkerungsentwicklung der Gesell':"
schaft für technische Zusammenarbeit (GTZ)
aus, welchen Nutzen, medizinische Program­
me in der Dritten Welt haben. Unter der
Überschrift "Entwicklungspolitik und Ge­
sundheit" wies Korte auf die "Kosten­
Nutzen-Relation des Tuberkuloseprogramms
in Korea't hin. Ein konsequent durchgeführ­
tes Kontrollprogramm z.eige,daß "jeder in­
vestierteDollar einen Gewinn von 150 Dol­
lar" erbringe, und zwar durch "VerHinge­
rung der, Einsatzfähigkeit von Arbeitern
und verminderte Anzahl von Krankheitsepi­
,söden". Entsprechende Ergebnisse lägen
auch für Malariaprogramme auf den Philip­
pinen und in Südafrika ,sowie für die Fram­
bösieauf Haiti vor. Bekämpfung von Krank­
heiten also, um die "Arbeitsproduktivität"
zu steigern. Medikamente würden' dabei
"auch in Zukunft in den einfachsten Ge-.
sundheitssystemen von besonderer Wichtig­
keit" sein.r,

,/ Rolf B"Tchhardt von der Wissenschaftlichen
Zentralstelle der Bayer AG ging bei seinem
Thema "Beziehungen zwischen der Pharma­
industrie und der Dritten Welt Wirt­
schafts- und sozialpolitische Aspekte" auf die
Liste' der unentbehrlichen Arzneimittel der
WHO ein, die mittlerweile einige Länder
der Dritten Welt ernst nehmen. "Wenn man

ANGRIFFE AUF PHARMA-KONZERNE DÜRCH
KRITIKER ERREICHEN KRITISCHES STADIUM

Diese Titelzeile,' haben keineswegs wir uns
ausgedacht, ,sondern die große US-Unter­
nehmerzeitschrift "Business International"
(18.11. 83). Anlaß zur Unruhe ist das Buch
"Prescription for Change", das unser inter­
nationales Netzwerk HAI gemeinsam mit dem
internationalen Verbraucherverband heraus­
gegeben hat. Dies Buch mit dem schwer
übersetzbaren Titel (etwa "Rezepte zur Ver­
änderung") ist ein Aktionsleitfaden für
Gruppen in der Ersten und der Dritten
Welt, die sich mit Praktiken von Pharma­
konzernen auseinandersetzen und Verände-
rungen erreichen wollen. ~

In dem Buch werden zahlreiche Vorschläge
gemacht, wie man mit relativ geringem Auf­
wand selbst Nachforschungen anstellen
kann und wie die Ergebnisse für die Öffent-,
lichkeitsarbeit eingesetzt werden .können.
Grundlinien der Argumentation für eine ra­
tionale Gesundheitspolitik werden leicht ver­
ständlich vorgezeichnet und ausführlich be­
gründet. Daneben gibt es Hinweise, wie
Gespräche mit Behörden, Politikern und Un­
ternehmen effektiv geführt werden können.

Diese Rezepte zur VeränderUng werden von
Business International offenbar für bedroh­
lich gehalten: "Der Internationale Verbrau~

cherverband (JOCU) hat ein neues Kapitel
in seiner langen Polemik geg~n Pharmakon­
zerne eröffnet - eines, das sich wohl als
höchst effektiv erweisen wird und als Vor-

sich vor Augen hält, daß die Dritte Welt
nicht nur aus Urwald, Sumpf und Steppe,
so~dern auch aus Bangkok, Djakarta, Bom­
bay, Rio und 'Limabesteht, wird klar,
daß zur Deckung des gesamten Bedarfs an
Gesundheitsleistungenein wesentlich breiter
gefächertes Angebot erforderlich ist." Und
dieses Angebot müsse über den privaten
Sektor zur Verfügung gestellt werden, "der
diesen Bedarf nach den bisherigen Erfah­
rungen mit Sicherheit effizienter befriedi­
gen" könne. Deshalb solle dieser "Bereich
im Interesse einer schnellen und guten Ver­
sorgung auch für Arzneimittel frei von ad­
ministrativen und sonstigen Beschränkun­
gen sein". Genau damit hatte Burchhardt
den wunden Punkt getroff~n. Da,s Vertrauen
auf die Kräfte des freien Marktes als Regu­
lator auf dem Pharmamarkt ist schon
längst dahin, denn die Arzneimittelliste
der WHO ist, Kritik an der Marktpraxis
der Pharmaindustrie. Sie bricht radikal
mit den Marktmechanismen : Nicht mehr die
Multis sollen entscheiden, welche Medi­
kamenteauf den Markt kommen, sondern
nationale Arzneimittelbehörden und Fachleu­
te. Sie sollen nach den Kriterien der Wirk­
samkeit, des kontrollierten Risikos und der
nationalen Gesundheitsbe,dürfnisse dEm Um­
fang des Marktes und die Zulassung der
einzelnen Medikamente bestimmen. '

Siegfried Pater
(gekürzte Fassung eines Artikels in epd­
Entwicklungspolitik 23/83)

bild für andere Gruppen, die gegen Multis
arbeiten, dienen könnte. Weil die Gesund­
heitsausgaben überall in der Welt einen
wachsenden Teil' des Einkommens der Ver­
braucher ausmachen, schmiedet IOCU einen
Bund zwischen den Verbrauchern in Ent-

(Fortsetzung S.4)
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ASEAN-NETZWERK VON HEALTH ACTION
INTERNATIONAL GEGRUNDET

Vertreter von 31 Gruppen aus 14 Ländern
einigten sich bei dem von IOCU und QIAP
veranstalteten Seminar auf ein 10 Punkte­
Aktionsprogramm für eine vernünftigere Her­
stellung, Bewerbung und Verteilung von
Arzneimitteln in' den Ländern des ASEAN
und Südasiens •

Während eines' Workshops über I Arzneimittel
und Gesundheitspolitik ' in Penang/Malaysia.
vom 22. bis 25.11.83 beschlossen die Teilneh:"
mer die Gründung eines 'ASEAN network of
Health Action International (HAI)' . Erste
Aufgabe dieses Netzwerkes wird die Einrich­
tung eines 'unabhängigen Informationszen­
trums über. Arzneimittel" sein.

gierung vorliegenden Plan zur Entwick­
lung der nationalen Pharmaindustrie. Ziel'
ist' eine Verringerung der Auslandsabhän­
gigkeit durch. Herstellung von Rohstoffen
und Medikamente!) im eigenen Land, die
bisher importiert werden mußten. Von einer
Enteignungsabsicht der brasilianischen Re­
gierung kann im übrigen keine Rede sein.
Es geht nur um den Aufbau einer' nationa­
len Industrie in Konkurrenz zu den Multis.

• •••

Die 'Penang-Deklaration für vernünftige Ge­
sundheitspolitik I fordert u. a.: '
- die übernahme der Liste der unentbehr-

lichen Arzneimittel für den staatlichen
und privaten Markt;

- Gesetze, die den Verkauf gefährlicher,
unnützer und minderwertiger Medikamente
verhindern;

- Unterstützung de~ Gebrauchs und der lo­
kalen Produktion traditioneller Medizin;

- Anwendung des von HAI vorgeschlagenen,
verbindlichen Verhaltenskodex als Basis
für Aktionen;

- die Durchsetzung generischer Bezeichnun­
gen auf allen Produktinformationen und'
Packungen. R.K.

Teilnehmer einer Fachtagung des DEO in
Brasilien-Mitte Anfang Oktober - darunter
24 Entwicklungshelfer - protestierten in ei­
ner gemeinsamen Erklärung gegen das Vor­
gehen der Handelskammer und derPhar­
makonzerne, "die mit allen Mitteln versu­
ehen, ihre Interessen und das heißt,
Geschäfte mit der Krankheit weltweit
durchzusetzen." Weiter heißt es: IlWir deut­
sehen, Entwicklungshelfer, die wir im So~

zial- und Gesundheitsbereich in Brasilien
arbeiten, können angesichts des massiven
Eingriffs der Deutsch-Brasilianischen Han­
delskammer und der Pharmakonzerne in die
Souveränität des Landes, in dem wir le­
ben, nicht schweigen. Für uns und unsere
brasilianischen Partnerorganisationen . - ob
staatlich oder kirchlich ~ werden die 'gu­
ten Beziehungen zwischen Brasilien und der
Bundesrepublik Deutschland' durch das er-·
wähnte Programm nicht beeinträchtigt, wohl
aber durch das .. ~ Vorgehen der Handels-
kammer und der Pharmakonzerne. " R.K.

Die Deutsch-Brasilianische Handelskammer,
"die hier vor allem die Position der ihr
angeschlossenen Unternehmen dieses Sektors
vertritt" (Telextext) " wendet sich gegen ei­
nen seit Ende 1982 der brasili~nischen Re-

Wenn schon ein Unternehmersprachrohr in
diesem Buch Anleitungen für eine effektive
Kritik an Pharmamultis sieht, lohnt es sich
wohl auch für uns, in das Buch hineinzu-

, schauen • Vor allem Gruppen, die über die
vorhandenen Materialien der Phar­
ma':'Kampagne hinaus selbst etwas für die
Öffentlichkeitsarbeit entwickeln wollen, sol­
lten ihre Englischkenntnisse aktivieren.

(Prescription for Change gibt es bei der
Geschäftsstelle der Pharma-Kampagne; 85
Seiten, englisch,. zahlreiche IllustrationE!n
und Beispiele, 20,- DM.) J.S.

(Fortsetzung von $.3)
wicklungsländern, ihren Regierungen und
Fürsprechern' der kostensparenden Freina­
men-Medikamentenpolitik in der 'Reichen
Welt' Instrument für die Kampagne ist das
Handbuch 'Prescription for Change', das
Manager genau lesen sollten, denn es ist
sehr wahrscheinlich ein trend-setter f"
die Entwicklung neuer Taktiken' von Kriti­
kergruppen. "

"DEUTSCHE INTERESSEN" IN BRASILIEN

Ähnliche Fernschreiben wurden auch von
der' US-amerikanischen und englischen Han­
delskammer sowie dem Interessenverband
ABIFARM, Vereinigung. der multinationalen
Pharma-Konzerne mit Filialen in Brasilien,
an die brasilianische Regierung gerichtet.

Iln Bemühen 1 Tendenzen und Absichten ent­
gesenzuwirken,die die guten deutsch- bra­
silia.nischen Beziehungen beeinträchtigen
könnten, tritt die deutsch-brasilianische
Handelskammer an Sie heran, um ihre hef­
tigste Ablehnung der Gesetzesvorlage auszu­
drücken, die ein 'Nationales Programm der
chemisch-pharmazeutischen Industrie" vor­
sieht... Dieses Gesetzesvorhaben scheint
uns in verschiedener Hinsicht nicht verfas­
sungsgemäß und' höchst diskriminierend ge­
genüber der seit Jahrzehnten im Land täti­
gen ausländischen chemischen und phar­
mazeutischen Industrie. Wenn das Programm
in seiner gegenwärtigen Konzeption einge­
führt wird,wird es zweifelsohne ein per­
manentes Hindernis für die internationalen
wirtschaftlichen Beziehungen' darstellen,
insbesondere derjenigen zur Bundesrepublik

- Deutschland. Davon abgesehen, daß ein Kli­
ma großen Mißtrauens und der Unsicher­
heit für neue Investitionen geschaffen
wird, werden die verschiedenen Bestimmun­
gen des Programms schlicht und einfach
zur allmählichen Enteignung der umfangrei­
chen Investitionen führen, die von auslän­
dischen Unternehmen in diesem Sektor getä­
tig t worden sind.
(Aus einem Telex der Deufsch-Brasiliani­
schen Handelskammer an die brasilianische
Regierung vom 27.Mai 1983J


